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27.06.2025 

Ergebnispapier: Praxischeck zur 
Genehmigung von Elektrolyseuren 

Kurzübersicht 

 Was ist ein Praxischeck? Mit Praxischecks untersucht die Bundesregierung gemeinsam 

mit Praktikerinnen und Praktikern (z. B. Unternehmens- und Behörden-

mitarbeitenden) die Praxistauglichkeit von Regelungen und deren Vollzug. Zentral 

dabei ist der direkte Dialog mit Betroffenen in Workshops. Ziel ist, unnötige Bürokratie 

zu finden und abzubauen. 

 Worum ging es bei diesem Praxischeck? Um den Genehmigungsprozess von der 

Bestimmung des Verfahrens bis zur Genehmigungsentscheidung für Elektrolyseure. Im 

Fokus stand das neu geschaffene, seit Mitte November 2024 nutzbare sog. vereinfachte 

Verfahren für Elektrolyseure mit einer elektrischen Nennleistung ab 5 MW. 

Förmliche Verfahren für Elektrolyseure mit einer Produktionskapazität von 50 t 

Wasserstoff oder mehr pro Tag oder fachrechtliche Verfahren für Anlagen unter 5 MW 

(z. B. Genehmigung nach Baurecht) wurden nur am Rande diskutiert. 

 Wer hat den Check organisiert?  

 Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE),  

 das Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUKN),  

 das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes 

Nordrhein-Westfalen (MWIKE) sowie  

 das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-

Westfalen (MUNV).  

 Was wurde gemacht? Im Februar 2025 fand ein Praxischeck-Workshop in Düsseldorf 

statt. Dabei sind die Teilnehmenden den Genehmigungsprozess Schritt für Schritt 

gemeinsam durchgegangen. 
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 Wer hat teilgenommen? Ziel des Workshops war es, auf Basis der Erfahrungen mit 

bereits durchgeführten Genehmigungsverfahren die Praxistauglichkeit zu überprüfen 

sowie Vorschläge zur Vereinfachung und Beschleunigung zu sammeln. Eingeladen 

waren dementsprechend Unternehmen, die in NRW bereits Elektrolyseure betreiben, 

planen oder im Genehmigungsverfahren sind, sowie Mitarbeitende von 

Bezirksregierungen, die in NRW für die Genehmigung von Elektrolyseuren zuständig 

sind, und des Landesamts für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW. 

 Was kam heraus? Die Workshop-Teilnehmenden haben 19 Hemmnisse 

herausgearbeitet, aus denen sich die nachfolgenden 19 Lösungsansätze ableiten lassen. 

 Themenübergreifende Erkenntnisse: 

 Durch die Novellen im Immissionsschutzrecht und im Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Jahr 2024 wurden 

Beschleunigungswirkungen erzielt:  

 Mit der Änderung der 4. Bundes-Immissionsschutzverordnung (4. 

BImSchV) – basierend auf einer Novelle der Industrieemissions-RL – 

wurden Elektrolyseure mit einer elektrischen Nennleistung von 5 MW oder 

mehr bis zu einer Produktionskapazität von 50 t Wasserstoff pro Tag in das 

vereinfachte Verfahren überführt. Im Gegensatz zu früher kann damit auf 

die Öffentlichkeitsbeteiligung verzichtet werden und zudem bedarf es 

keiner Auseinandersetzung, ob die Elektrolyse im industriellen Umfang 

erfolgt.  

 Das (vereinfachte) Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz sieht eine regelhafte Genehmigungsdauer von drei 

Monaten vor und bietet insoweit als integriertes Verfahren mit einer 

federführenden Behörde und einem klar geregelten Verfahrensrecht 

grundsätzlich die Möglichkeit für eine zügige Genehmigung aus einer 

Hand. Voraussetzung für zügige Genehmigungsverfahren sind gute 

Antragsunterlagen. 

 Auch der im Rahmen der Novelle des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(BImSchG) überarbeitete § 8a (Zulassung vorzeitigen Beginns) wurde 

insgesamt positiv hervorgehoben. Insoweit wurde darauf verwiesen, dass 

dessen Prüfprogramm reduziert und dessen Anwendung damit insgesamt 

anwendungstauglicher ausgestaltet worden ist. 

 Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) hat unmittelbar 

nach Inkrafttreten der Neuregelung in der 4. BImSchV für Elektrolyseure einen 

Vollzugsleitfaden „Genehmigung und Überwachung von Anlagen zur Herstellung 

von Wasserstoff durch die Elektrolyse von Wasser“ (im Folgenden: LAI-Leitfaden) 

veröffentlicht. Derartige Vollzugsleitfäden werden als grundsätzlich hilfreich 

empfunden. Verbesserungspotenziale wurden im Workshop diskutiert. 

 Allerdings übten die am Workshop beteiligten Behörden auch Kritik an 

Neuregelungen (s. Vorschläge Nr. 1, 12, 13, 14 und 17). Das neue BImSchG und die 

9. BImSchV seien noch schwerer lesbar als bisher. Die entsprechenden LAI-

Vollzugshinweise „BImSchG-Novelle Klimaschutz und Beschleunigung“  hätte 

zeitnah mit der Novelle des BImSchG vorgelegt werden sollen. Allgemein gebe es zu 

viele und häufige Neuerungen im Bereich der Planungs- und 

Genehmigungsverfahren. 

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/vollzugsleitfaden-elektrolyseure-stand10-2024_2_1730722825.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/vollzugsleitfaden-elektrolyseure-stand10-2024_2_1730722825.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/vollzugshinweise-bimschg-novelle-03-2025_2_1744289637.pdf
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 Die Genehmigungspraxis scheint zwischen den am Workshop beteiligten (großen) 

Unternehmen und Bezirksregierungen (Zitat: „Profis“) relativ gut eingespielt zu sein 

und zügig abzulaufen. Offen ist, ob dies auch für kleine Unternehmen und Start-

ups sowie für Elektrolyseure unter 5 MW gilt. Letztere benötigen keine 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung. Daher genehmigen diese nicht die 

Bezirksregierungen, sondern die Fachbehörden (z. B. Bauämter). Zu diesem Thema 

könnte ein Folgeworkshop aufschlussreich sein.  

 Offene Kommunikation ist nach Ansicht der Workshop-Teilnehmenden der 

Schlüssel für zügige Verfahren. Dazu gibt es in NRW viele Positivbeispiele: Früher 

telefonischer Kontakt zwischen Antragsteller und Bezirksregierung sind üblich, 

Knackpunkte und mögliche Probleme werden in der Vorbesprechung 

beratschlagt, Bezirksregierungen beraten gern, Genehmigungsbescheide 

inklusive der Nebenbestimmungen werden vorab an Antragsteller geschickt und 

auf Praxistauglichkeit gegengelesen. 

Ergebnisse 

Nachfolgend werden die im Workshop diskutierten Hemmnisse und entsprechende 

Lösungsansätze entlang des Ablaufs des Genehmigungsverfahrens dargestellt:  

a) Maßnahmenvorschläge zur Bestimmung des Verfahrens/Produktionskapazität 

1. Vorschlag: Evaluierung und ggf. Klarstellung zur Berechnung der 50 tH2/d-Schwelle 
nach Änderung der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) 
Zuständigkeit: LAI 

Erläuterung: Die Berechnung der 50 tH2 /d-Schwelle zur Elektrolyse (Anhang 1 Nr. 
10.26 der 4. BImSchV) scheint unklar. 
 
Lösungsansatz: Evaluierung der Formulierungen in der Vollzugshilfe (auch mit 
Antragstellern), Klarstellung zur Berechnung im LAI-Leitfaden. 

 
2. Vorschlag: Evaluierung der Formulierungen in der Vollzugshilfe zur Alterung der 
Stacks und ggf. Klarstellung („Keine 2. Ableitung der Menge“) 
Zuständigkeit: BMUKN/LAI 

Erläuterung: Noch ist unklar, wie sich die Alterung/Degradation der Stacks (d. h. einer 
Komponente des Elektrolyseurs, der Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff spaltet) 
auswirkt. Die 4. BImSchV stellt daher auf die Nennleistung ab; in der Vollzugshilfe sind 
entsprechende Aussagen enthalten. Dennoch bleiben in der Praxis Unsicherheiten bei 
der Beurteilung der Nennleistung bzw. Produktionskapazität. 
 
Lösungsansatz: Evaluierung der Formulierungen in der Vollzugshilfe (auch mit 
Antragstellern), Klarstellung, ob Alterung nach 10 Jahren beurteilt wird und/oder 
Ermessensspielraum einräumen. 
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3. Vorschlag: Klarstellung in Vollzugshilfe zum Umgang mit Lieferungen bei der 
Bestimmung der störfallrechtlich relevanten Kapazitätsmenge 

Zuständigkeit: BMUKN und Kommission für Anlagensicherheit (KAS) 

Erläuterung: Sofern Wasserstoff der einzige gefährliche Stoff i.S. der StörfallVO 
(Anhang 1 Nr. 2.44 der 12. BImSchV) ist, liegt ab einer Mengenschwelle von 5 t 
Wasserstoff ein Betriebsbereich vor und Störfallrecht ist anzuwenden. Dies hat für den 
Betreiber weitere Pflichten zur Folge, etwa zusätzliche Sicherheitsprüfungen. In 
Genehmigungsverfahren wird teilweise diskutiert, ob die Ladung heranfahrender und 
auf dem Gelände geparkter Lkw im Fall einer Lieferung in diese Menge zählt. Zusätzlich 
gilt dieses Problem für die Bestimmung der Lagermenge i. S. d. Anhang 1 Nr. 9.3. i. V. m. 
Anhang 2 Nummer 17 der 4. BImSchV. Derartige Überlegungen können nach 
Erfahrung einiger Workshop-Teilnehmenden sehr viel Zeit kosten. Dabei handelt es 
sich um ein allgemeines Problem, das auch in anderen Genehmigungsverfahren 
auftreten kann. 
 
Lösungsansatz: Klarstellung in einer Vollzugshilfe, wie in diesen Fällen zu verfahren ist. 

 
4. Vorschlag: Klarstellung zur bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit; Evaluierung der 
Regelungen im Bauplanungsrecht 
Zuständigkeit: BMWSB, LAI 

Erläuterung: Die Frage, wo Elektrolyseure bauplanungsrechtlich zulässig sind (z.  B. 
Gewerbegebiet, Industriegebiet, Sonderflächen auf Stadtwerksgelände) und welche 
Abstandsgebote dementsprechend gelten, bereitet sowohl in der Behörden- als auch 
Unternehmenspraxis teilweise Probleme. 
 
Lösungsansatz: Gesetzliche Anpassung der Baunutzungsverordnung (BauNVO); Der 
LAI-Leitfaden enthält bereits Hinweise zur planungsrechtlichen Zulässigkeit (S. 13 ff.); 
diese sollten ggf. übersichtlicher gestaltet werden. 

b) Maßnahmenvorschläge zur Vorbesprechung/Vorantragskonferenz 

5. Vorschlag: Teilnahme aller Fachbehörden an der Vorbesprechung 

Zuständigkeit: Länder, LAI 

Erläuterung: Aus Sicht der Teilnehmenden bestand Einvernehmen, dass 
Vorbesprechungen bzw. Vorantragskonferenzen sinnvoll sind und zur Beschleunigung 
des Verfahrens beitragen (Zitat: „Man sieht am Antrag sofort, wenn es keine 
Vorbesprechung gab.“). Auch die Teilnahme relevanter Fachbehörden (z. B. Bauamt, 
Naturschutzbehörde) sei hilfreich, um beurteilen zu können, welche Unterlagen mit 
dem Antrag eingereicht werden müssen und welche Gutachten benötigt werden. 
Vergleichbar den Erkenntnissen beim Praxischeck zur Genehmigung von 
Windenergieanlagen wird das Instrument auch in diesem Praxischeck als 
erfolgskritisch für die Qualitätssteigerung von Antragsunterlagen angesehen. 
 
Lösungsansatz: Sensibilisierung der relevanten Fach- und Genehmigungsbehörden für 
die Relevanz der Vorbesprechung. Der NRW-Leitfaden enthält eine entsprechende 
Empfehlung. Dies sollte sich auch im LAI Leitfaden und in den jeweiligen Leitfäden der 
Länder widerspiegeln. 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/ergebnispapier-wind-an-land.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/ergebnispapier-wind-an-land.pdf?__blob=publicationFile&v=4


 

5 

 

6. Vorschlag: Einheitliche Vollständigkeitsliste (auch als Grundlage für die 
Vorbesprechung) 
Zuständigkeit: NRW, LAI 

Erläuterung: Die Genehmigungsbehörden arbeiten teilweise mit Listen zur Prüfung der 
Vollständigkeit der Antragsunterlagen, die z. B. in der Vorbesprechung Punkt für Punkt 
gemeinsam durchgegangen werden. Diese werden aber nicht NRW-weit genutzt. 
Außerdem gibt es regionale Unterschiede, welche der optionalen Unterlagen vorgelegt 
werden müssen. 
 
Lösungsansatz: Einheitliche Anwendung der Listen durch die Bezirksregierungen 
und/oder Integration in den NRW-Leitfaden. Ergänzend: Erstellung eines LAI-
Leitfadens mit bundeseinheitlichen Empfehlungen. 

 
7. Vorschlag: Unterstützungsangebote zur Antragsvorbereitung bekannter machen 

Zuständigkeit: NRW (Bezirksregierungen) und LAI 

Erläuterung: Dass Genehmigungsbehörden auch beraten und dass eine frühzeitige 
Kontaktaufnahme für potentielle Antragsteller sinnvoll ist, scheint potentiellen 
Betreibern teilweise nicht bekannt zu sein. Ein gewisses Maß an Vertrauen in die 
Genehmigungsbehörden ist aus Sicht der Workshop-Teilnehmenden wesentlich für 
ein reibungsloses Verfahren (Zitat: „Wer Probleme [in der Vorbesprechung] nicht 
anspricht, kriegt hintenraus Probleme“).  

Die Teilnehmenden schätzen Unterstützung durch Leitfäden/Richtlinien als hilfreich 
ein. Die LAI- und NRW-Leitfäden scheinen aber nicht auf den Internetseiten aller 
Bezirksregierungen verlinkt zu sein. 
 
Lösungsansatz: Auf den Seiten der Genehmigungsbehörden sollten Hinweise auf 
vorhandene Leitfäden ergänzt werden. Außerdem sollte verstärkt auf die 
Beratungsrolle der Genehmigungsbehörden hingewiesen werden (etwa im LAI-
Leitfaden und auf den Seiten der Bezirksregierungen, sofern nicht bereits vorhanden). 

c) Maßnahmenvorschläge zur Antragserstellung und -einreichung 

8. Vorschlag: Erfordernis Ausgangszustandsbericht prüfen und Reduktion der 
Anwendungsfälle von Umweltverträglichkeits(vor)prüfungen) ermöglichen 
(übergreifender Aspekt) 
Zuständigkeit: LAI, BMUKN 

Erläuterung: Für Anlagen, die in den Anwendungsbereich der IE-Richtlinie fallen (hier: 
Elektrolyseure mit einer Produktionskapazität von 50 Tonnen Wasserstoff und mehr je 
Tag) und in denen relevant gefährliche Stoffe, hinsichtlich ihrer Stoffeigenschaften und 
Menge, verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, muss im Genehmigungsverfahren 
nach EU-Recht ein Ausgangszustandsbericht erstellt werden.  

Die Behördenseite hat im Workshop grundsätzlich die Sinnhaftigkeit des 
Ausgangszustandsberichts (AZB) hinterfragt. Die Darstellung des Ausgangszustands, 
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damit ggf. „in 100 Jahren“ der ursprüngliche Zustand wiederhergestellt werden könnte, 
bringe im Prinzip wenig, vor allem bei Alt-Standorten. 

Weiterhin wurde – abseits der konkreten Fallgestaltung für Elektrolyseure – generell 
darauf hingewiesen, dass die in bestimmten Fällen erforderliche 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bzw. -vorprüfung zu zusätzlichen 
Verfahrensschritten führe, die im Ergebnis die Informations- und 
Entscheidungsgrundlage nicht verbreitern würden, weil das BImSchG-Verfahren selbst 
schon eine umfassende Abdeckung sicherstelle. 
 
Lösungsansatz: Ggf. Klarstellung, in welchen Fällen die in Elektrolyseuren vorhandenen 
Stoffe keine relevanten gefährlichen Stoffe i. S. d. § 10 Abs. 1a i. V. m. § 3 Abs. 10 
BImSchG sind und damit bei IE-Elektrolyseuren kein Erfordernis zur Erstellung eines 
AZB besteht. 

Möglichkeiten zur Reduktion von Umweltverträglichkeits(vor)prüfungen auf 
gesetzlicher Ebene prüfen1.. 

 
9. Vorschlag: Digitaler Prozess, der auch sichere Datenweitergabe an beteiligte 
Behörden ermöglicht 
Zuständigkeit: NRW 

Erläuterung: Die Antragseinreichung in NRW ist noch nicht vollständig digital. Anträge 
können zwar digital eingereicht werden. Allerdings müssen Bescheide teilweise immer 
noch unterschrieben und Antragstellende Unterlagen in Papierform einreichen. Der 
Digitalisierungsgrad ist auch – je nach Bezirksregierung – unterschiedlich. Außerdem 
steht nicht allen Behördenmitarbeitenden eine digitale Signatur zur Verfügung. Laut 
den teilnehmenden Unternehmen ist teilweise nicht klar, wie sicher sensible Daten bei 
der Weitergabe an beteiligte Fachbehörden sind. Aus Behördensicht sollte für die 
Vollständigkeitsprüfung zukünftig verstärkt KI zur Anwendung kommen, um 
Effizienzpotenziale zu heben. 
 
Lösungsansatz: Wünschenswert wäre ein landesweit einheitlicher, digitaler Ende-zu-
Ende-Prozess, der den o. g. Anforderungen entspricht. Dies wird derzeit mit der 
„Kollaborationsplattform für BImSchG-Genehmigungen“ seitens MWIKE NRW 
entwickelt. Mit vergleichbarer Zielrichtung setzt BMI, initiiert durch BMWE, eine 
Plattform zur Beschleunigung der Antrags- und Genehmigungsverfahren des 
Wasserstoff-Kernnetzes um. Beide Projekte verfolgen das Ziel, vollständig digitalisierte 
und KI-gestützte Prozesse (u. a. KI-gestützte Vorantragskonferenz, 
Vollständigkeitsprüfungen), Schnittstellen für eine KI-gestützte Behördenbeteiligung 
sowie – falls rechtlich vorgesehen - eine medienbruchfrei eingebundenen 

                                                           

1 Hinweis: Parallel zur Änderung der 4. BImSchV (s.o.) wurden über das Bürokratieentlastungsgesetz 
IV (BGBl. 2024 I Nr. 323) die entsprechenden Regelungen für Elektrolyseure im Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung angepasst (s. Nr. 10.8 neu der Anlage 1 UVPG). Danach wird für 
kleine Elektrolyseure mit einer elektrischen Nennleistung bis 5 MW von einer Vorprüfungspflicht 
abgesehen, für mittelgroße Elektrolyseure mit einer elektrischen Nennleistung von 5 MW bis 
weniger als 50 MW eine lediglich standortbezogene Vorprüfung sowie für Anlagen mit einer 
Produktionskapazität ab 50 MW eine allgemeine Vorprüfung vorgesehen. Diese Neuerung konnte im 
Praxischeck noch nicht diskutiert werden, da damit noch keine Anwendungserfahrungen vorlagen. 
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Öffentlichkeitsbeteiligung, intelligente Teilprüfungen und KI-gestützte 
Entscheidungsvorlagen zu ermöglichen. Die Projekte werden derzeit technisch 
verzahnt und sollen 2026 in einem „föderalen Plattform-Ökosystem für komplexe 
Planungs- und Genehmigungsverfahren“ unter Federführung des BMI und in 
gemeinsamer Verantwortung von Bund und Ländern münden. Das Plattform-
Ökosystem soll als Standard für möglichst alle Planungs-, Antrags- und 
Genehmigungsverfahren in Deutschland etabliert werden. 

 
10. Vorschlag: Teilgenehmigungen für Projektträger, die Elektrolyseure zunächst 
ausschreiben müssen 
Zuständigkeit: NRW und LAI 

Erläuterung: Kommunale Unternehmen wie Stadtwerke müssen den Kauf von 
Elektrolyseuren nach geltendem Vergaberecht zunächst europaweit ausschreiben. 
Welcher Elektrolyseur genau genehmigt werden soll, ist deshalb erst nach Abschluss 
des Vergabeverfahrens klar. Wird dann erst das Genehmigungsverfahren gestartet, 
verliert der zukünftige Betreiber i. d. R. die Preisbindung des Verkäufers, bis die 
Genehmigung erteilt ist. 
 
Lösungsansatz: Die Workshop-Teilnehmenden behelfen sich mit Teilgenehmigungen 
(1. Teilgenehmigung z. B. auf Grundlage der Standortdaten, 2. Teilgenehmigung nach 
Zuschlagserteilung) oder Vorbescheiden. Dies könnte, sofern noch nicht enthalten, als 
Hinweis in den Leitfäden ergänzt werden. 

 
11. Vorschlag: Antragstellung und Bescheidung mit Spielräumen 

Zuständigkeit: NRW und LAI 

Erläuterung: Bei den beteiligten Unternehmen stellt sich oft die Frage, wie konkret die 
Angaben im Antrag sein müssen. Denn bei Elektrolyseuren gibt es laufend technische 
Weiterentwicklungen. Deshalb besteht bei einer Bearbeitungsdauer von sieben 
Monaten das Risiko, dass der Antrag nicht mehr zum technischen Stand der Anlage 
passt. Dieses Problem ist im Fall von Vergabeverfahren noch komplexer. 
 
Lösungsansatz: Arbeiten mit umweltfachlichem Worst-case-Szenario, d. h. 
Genehmigung bis zu einer bestimmten Kapazität. Bei Betrieb mit geringerer Kapazität 
wären die Umweltauswirkungen dann nicht höher als bei der maximal genehmigten 
Kapazität. Die Behördenseite hat dazu im Workshop vorgeschlagen, bei Änderungen 
frühzeitig mit den zuständigen Sachbearbeitenden zu sprechen. Außerdem können hier 
Teilgenehmigungen helfen. Diese drei Vorschläge könnten als Hinweis in den Leitfäden 
ergänzt werden. 

d) Maßnahmenvorschläge zur Prüfung der Antragsunterlagen 

12. Vorschlag: Stellungnahmen von Fachbehörden: Klarstellung zur Rechtslage und 
Poollösung für Gutachterinnen und Gutachter 
Zuständigkeit: NRW und Bund 

Erläuterung: Die Monatsfrist, die das neue BImSchG den Genehmigungsbehörden 
(hier: Bezirksregierungen) zur Beteiligung von Fachbehörden wie z. B. Bauämtern 
einräumt (§ 10 Abs. 5 S. 5 BImSchG), passt nicht zu den Fristen im Fachrecht. So haben 
z. B. Bauämter in NRW drei Monate Zeit, um über einen Bauantrag zu entscheiden. Auf 
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diese längeren Fristen berufen sich Fachbehörden wohl auch, wenn die 
Genehmigungsbehörde eine Stellungnahme binnen eines Monats anfordert. In solchen 
Fällen fehlt es den am Workshop beteiligten Genehmigungsbehörden zufolge an einem 
Druckmittel.  

Seit der letzten BImSchG-Novelle können Genehmigungsbehörden zwar ausdrücklich 
Stellungnahmen der Fachbehörde, die nicht fristgerecht eingehen, auch durch ein 
Gutachten auf Kosten der Fachbehörde ersetzen (§ 10 Abs. 5 S. 3 BImSchG). Diese 
Option zur Einholung eines Gutachtens wurde bisher noch von keinem der am 
Workshop beteiligten Behördenvertretenden genutzt. Die eigenverantwortliche 
Prüfung des jeweils betroffenen Fachrechts oder die Einholung eines entsprechenden 
Gutachtens stellt nach Einschätzung der am Workshop beteiligten Behörden daher 
insgesamt eine erhebliche Herausforderung dar. Erstens fehle es an der fachlichen 
Kompetenz, um einen Antrag z. B. baurechtlich zu beurteilen. Zweitens dauere auch die 
Beauftragung eines Gutachters (u. a. wegen vergabe- und haushaltsrechtlicher 
Anforderungen). Und drittens befürchten die Genehmigungsbehörden, auf den Kosten 
für Gutachten sitzen zu bleiben. 
 
Lösungsansatz:  

 Bundeseinheitliche Vollzugshinweise für das Vorgehen auf Grundlage der 
neuen Rechtslage und zur Einbindung der Fachbehörden 

 Sicherstellung der fristgerechten Stellungnahme der Fachbehörden durch 
Regelungen auf Landesebene sowie bessere Information über die 
Besonderheiten des BImSchG-Verfahrens und durch Ausbau der 
Personalkapazitäten bei den Fachbehörden 

 Im Workshop wurde außerdem der Vorschlag unterbreitet, einen landesweiten 
Gutachterinnen- und Gutachter-Pool aufzubauen, bei dem 
Genehmigungsbehörden kurzfristig fachrechtliche Stellungnahmen anfordern 
können. 

 Fachbehörden dürften sich auf längere Fristen nach ihren Fachgesetzen (z. B. 
BauO) gar nicht berufen, weil es sich dabei um Genehmigungsfristen handelt. 
Die Fachbehörden erteilen aber gerade keine eigenständige Genehmigung 
(Stichwort Konzentrationswirkung der BImSchG-Genehmigung), sondern 
geben nur eine Stellungnahme ab (s. auch Landmann/Rohmer 
UmweltR/Seibert, 105. EL September 2024, BImSchG § 13 Rn. 4). Dieses 
Argument sollte den Genehmigungsbehörden mitgeteilt werden (z. B. im oder 
NRW- oder LAI-Leitfaden), um deren Position gegenüber den Fachbehörden zu 
stärken. Hierfür könnten bundeseinheitliche Vollzugshinweise erarbeitet 
werden. 

 
13. Vorschlag: Prüfung der Möglichkeiten, um verwaltungsinterne Zustimmungen 
und das gemeindliche Einvernehmen zu beschleunigen 
Zuständigkeit: NRW & Bund, Kommunen 

Erläuterung: Eine weitere Herausforderung stellen die im Verhältnis zu den 
Verfahrensfristen im BImSchG relativ langen (Verschweige-)Fristen für erforderliche 
verwaltungsinterne Zustimmungen (z.B. 2 Monate + 1 Monat Verlängerungsoption für 
die Luftfahrtbehörde) oder für das gemeindliche Einvernehmen dar, welche 
verfahrensverzögernd wirken können. 
 
Lösungsansatz:  
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 Bessere Information über die Besonderheiten des BImSchG-Verfahrens und 
Ausbau der Personalkapazitäten bei den für die verwaltungsinterne Zustimmung 
sowie das gemeindliche Einvernehmen zuständigen Stellen 

 Prüfung, inwieweit fachrechtliche Fristen für verwaltungsinterne Zustimmungen 
und das gemeindliche Einvernehmen ggf. angeglichen werden können 

 
14. Vorschlag: Überprüfung der Beschleunigungswirkung von § 7 Abs. 1 S. 4 der 
9. BImSchV 
Zuständigkeit: BMUKN 

Erläuterung: Genehmigungsbehörden müssen über den Antrag im vereinfachten 
Verfahren binnen drei Monaten und im förmlichen Verfahren binnen sieben Monaten 
entscheiden, ggf. Verlängerung um bis zu 3 Monate (§ 10 Abs. 6a BImSchG). 
Grundsätzlich beginnt die Genehmigungsfrist mit Eingang eines formell vollständigen 
Antrags. Bei formell nicht vollständigen Unterlagen beginnt die Genehmigungsfrist (§ 7 
Abs. 1 S. 4 9. BImSchV), 

 wenn die Behörde sich nicht rechtzeitig z. B. zur Ergänzung des Antrags äußert, 
mit Ablauf der Fristen für die Prüfung der formellen Vollständigkeit oder 

 wenn die Behörde rechtzeitig zur Ergänzung des Antrags aufgefordert hat, mit 
Eingang der von der Behörde erstmalig nachgeforderten Unterlagen. 

 
Der Fristbeginn nach bloßem Eingang der erstmalig nachgeforderten Unterlagen und 
die damit verknüpften, kurzen Genehmigungsfristen könnten bei gleichbleibendem 
Prüfungsinhalt in der Praxis ggf. dazu führen, dass manche Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter entweder letztlich doch hohe Anforderungen an den formell 
vollständigen Antrag stellen werden oder die Herstellung materiell vollständiger und 
im Ergebnis genehmigungsfähiger Anträge im Verfahren nicht mehr gelinge und so 
eine Ablehnung erfolgen müsse, wenn der Antragsteller seine Zustimmung zur 
weiteren Fristverlängerung versagt. 
 
Lösungsansatz: Die Beschleunigungswirkung der jüngsten Fristenregelung sollte mit 
zeitlichem Abstand und unter Einbeziehung von Einschätzungen der Vollzugsbehörden 
und der Antragsteller evaluiert werden. 

 
15. Vorschlag: Stärkerer Rückgriff auf Standardisierung/Bauartzulassungen  

Zuständigkeit: Industrie, Bund, Zertifizierungsorganisationen 

Erläuterung: Standardisierte, „vorgeprüfte“ Antragsfallkonstellationen würden den 
Prüfaufwand aus Sicht der Workshop-Teilnehmenden erheblich reduzieren. Damit 
könnte die Notwendigkeit von Stellungnahmen reduziert werden (z. B. bei der Statik). 
 
Lösungsansatz: Eine Art Typengenehmigung/Bauartzulassung/Zertifizierung könnte 
zur Beschleunigung beitragen. 

 
16. Vorschlag: Behördenübergreifendes Arbeiten 

Zuständigkeit: NRW 

Erläuterung: Von dem in vielen Behörden vorhandenen großen Know-how zur 
Genehmigung von Elektrolyseuren könnten weniger erfahrene Behörden profitieren. 
Verfahren könnten beschleunigt werden, wenn z. B. an Kommunen die Information 



 

10 

weitergegeben wird, wer Ansprechpartner sein könnte (vergleichbar dem Vorgehen 
beim sog. Netzwerk „Starkregen“). 
 
Lösungsansatz: Gemeinsame Schulungen erarbeiten/anbieten, Fachexpertinnen und -
experten NRW-weit benennen und intern bekannt machen sowie Austausch 
organisieren. 

 
17. Vorschlag: Verfahrensprivilegierung für Wasserstoffproduktion vereinfachen 

Zuständigkeit: BMUKN 

Erläuterung: Für die Genehmigung von Anlagen, die grünen Wasserstoff produzieren, 
entfällt seit der letzten BImSchG-Novelle der Erörterungstermin und die Frist für 
Einwendungen ist kürzer. Bei den im Workshop vertretenen Behörden ergibt sich 
daraus die folgende Frage bzw. das folgende Problem: 
-Was heißt dauerhaft grüner Strom? Nur dann gibt es z. B. auch Förderung. In einem 
Beispiel wurde im Bescheid geregelt, dass für 10 Jahre grüner Wasserstoff produziert 
werden muss. In einem anderen Beispiel lag bereits ein Förderbescheid vor, auf den sich 
die Genehmigungsbehörde stützen konnte. 
- Die Behörden haben letztlich keine Möglichkeit, nachzuprüfen, ob tatsächlich 
dauerhaft grüner Strom für die Produktion genutzt wird. 
 
Lösungsansatz: Streichung des Erfordernisses „aus Erneuerbaren Energien“ in § 10 
Absatz 5 Satz 3 und 4 BImSchG. 

 

e) Maßnahmenvorschlag zur Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 

18. Vorschlag: Erörterungstermin überdenken 

Zuständigkeit: BMUKN 

Erläuterung: Zum Thema Erörterungstermin wurde ausgeführt, diese nähmen viel 
Zeit und Personal in Anspruch, kosteten viel und brächten wenig bis kaum etwas, da 
sie im Regelfall keine weiteren fachlichen Erkenntnisse liefern, welche die 
Informations- und Entscheidungsgrundlage der Genehmigungsbehörde ausweiten. 
Hiernach könnte der Erörterungstermin entfallen. Andererseits sollten sich 
Bürgerinnen und Bürger grundsätzlich weiterhin – schriftlich – äußern dürfen.  
 
Lösungsansatz: Sinnhaftigkeit und Zeitpunkt des Erörterungstermins sollten kritisch 
überprüft werden. Der Erörterungstermin müsste im Vorfeld stattfinden, damit 
Behörden und Antragstellerunternehmen auf den Input der Nachbarschaft reagieren 
können. Bürgerinnen und Bürger könnten auch anderweitig informiert werden, z. B. 
bei Stadtratssitzungen oder Netzwerktreffen, zu denen der Betreiber einlädt (so ein 
Beispiel aus dem Workshop). 
 
Hinweis: Durch die Änderung der 4. BImSchV entfällt der Erörterungstermin 
grundsätzlich für Elektrolyseure mit einer Wasserstoffproduktion kleiner 50 t je Tag. 
Zudem ist für Elektrolyseure, die mit grünem Strom betrieben werden, ein 
regelmäßiger Verzicht auf den Erörterungstermin in der 9. BImSchV vorgesehen. 
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f) Maßnahmenvorschlag zur Genehmigungsentscheidung 

19. Vorschlag: Nebenbestimmungen vorab rückkoppeln 

Zuständigkeit: Bezirksregierungen, NRW und/oder LAI 

Erläuterung: Die am Workshop beteiligten Behördenvertreterinnen und -
vertreter haben gute Erfahrungen damit gemacht, vor Erteilung des 
Genehmigungsbescheids Feedback zu den Nebenbestimmungen bei den 
Antragstellerunternehmer und Überwachungsbehörden einzuholen. Auf diese 
Weise können Regelungen, die nicht praxistauglich sind, herausgefiltert werden 
(Beispiel aus dem Workshop: Vorgaben, die Überwachungsbehörden gar nicht 
überprüfen können). Das spart Zeit, denn nachträgliche Änderungen eines 
Genehmigungsbescheids sind aufwändig. 
 
Lösungsansatz: Empfehlung, zu Nebenbestimmungen vorab Feedback 
einzuholen, in NRW- und/oder LAI-Leitfaden ergänzen. 
 
Hinweis: Grundsätzlich werden die Antragsteller gemäß 
Verwaltungsverfahrensgesetz vor der Bekanntgabe der Entscheidung angehört. 

Sonstiges 

Neben den o. g. Hemmnissen und Lösungsansätzen zum Genehmigungsverfahren haben 

die Workshop-Teilnehmenden die folgenden Punkte angebracht: 

 Aus Behördensicht gab es Kritik an Berichtspflichten: 

 Auf den jährlichen Bericht nach § 31 BImSchG könnte verzichtet werden. Diese 

Daten seien bereits vorhanden.  

 Die Qualitätssicherung des PRTR-Berichts (Pollutant Release and Transfer Register) 

durch die Behörden verursacht erheblichen Aufwand (Zitat: „Klicken fünf Tage lang 

Häkchen für 200 Firmen ab“). 

 Berichtspflichten sollten nicht verschärft werden (Forderung nach 1:1-Umsetzung 

der Industrieemissionsrichtlinie). 

 Die vertretenen Unternehmen verwiesen drauf, dass die Investmententscheidungen 

länger dauerten als das Genehmigungsverfahren. Probleme bereiten aus Ihrer Sicht die 

Strombezugskriterien, die hohen Stromkosten und Klagerisiken. Wichtig sei 

Planungssicherheit für den Absatz, der Infrastrukturausbau (v. a. der Delta-Rhein-

Korridor), die Zertifizierung (Zitat: „Bitte keine acht Datenbanken“) sowie ausreichend 

Personal in den Baubehörden, damit die dazugehörige Infrastruktur (Pipeline, 

Schaltgebäude, etc.) zeitnah genehmigt werden könne. 


